
Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                  Berlin Aktuell 20. KW I 2021 

Liebe Leserinnen und Leser, 

die Angriffe der Hamas auf Israel mit inzwischen mehreren tausend Raketen verurteile ich scharf. 
Wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben hier eine klare Haltung: Wer angegriffen wird, hat das 
Recht, sich zu verteidigen. Dieses Recht zur Selbstverteidigung steht Israel selbstverständlich zu. 
Die Angriffe auf Israel haben inzwischen auch eine innenpolitische Dimension. Demonstrationen 
sind Ausdruck unserer freiheitlichen Grundordnung. Gegen Hass und Hetze gegen jüdische 
Mitbürgerinnen und Mitbürger - unter dem Deckmantel der Kritik an Israel – müssen wir aktiv 
angehen. Antisemitismus dulden wir nicht und wir werden ihm mit der Härte des Rechtsstaats 
entgegentreten. Wo notwendig, werden wir den staatlichen Kampf gegen Antisemitismus 
verstärken. 

I. Die politische Lage in Deutschland 
  

Die Bundesnotbremse wirkt, das Impfen geht voran. 
  
Die Infektionszahlen gehen erfreulicherweise zurück. Das ist auch auf die Bundesnotbremse zurück-
zuführen, die klare Regelungen für ganz Deutschland geschaffen hat. Zugleich nimmt das Impfen 
immer mehr an Fahrt auf, wie wir es als Union stets kommuniziert haben. Letzte Woche wurden an 
einem einzelnen Tag über 1,3 Millionen Impfdosen verabreicht. Daher ist es richtig, dass nunmehr 
den Geimpften und Genesenen bundesweit ermöglicht wird, mehr Rechte wahrzunehmen. Auf dem 
weiteren Weg müssen wir und vor allem die Bundesländer - die bei Inzidenzen unter 100 verantwort-
lich sind - behutsam vorgehen. Weiterhin ist wichtig, dass die Bundesregierung die Entwicklung der 
indischen Variante wachsam verfolgt und ggf. entsprechend reagiert. Schließlich muss sie auch an 
einer reibungslosen Einführung des digitalen Impfpasses arbeiten, der neben das bisherige gelbe 
Impfbuch treten wird. 

Bis zum letzten Tag intensive Arbeit für unser Land. 
  
In dieser drittletzten Sitzungswoche werden wir über zwei Dutzend Gesetze im Deutschen Bundes-
tag abschließend beraten. An weiteren wichtigen Gesetzen arbeiten wir mit Hochdruck, damit wir 
noch Verbesserungen an vielen Stellen auf den Weg bringen können: Das gilt für den Bereich der 
inneren Sicherheit beim Verfassungsschutz und der Bundespolizei, den Finanzbereich, modernere 
Betriebsräte, die bessere Betreuung von Grundschulkindern am Nachmittag und die bessere Reprä-
sentanz von Frauen in Führungspositionen. 
  

II. Die Woche im Parlament  

Jahresbericht 2020 der Wehrbeauftragten. In ihrem Jahresbericht schildert die Wehrbeauftragte 
die Schwerpunkte ihrer Tätigkeit im vergangenen Jahr. Umfangreiche Kräfte waren vor allem in 
Amtshilfemaßnahmen aufgrund der Corona-Pandemie sowie in den Auslandseinsätzen gebunden. 
Hinsichtlich der Personalangelegenheiten löste die Entscheidung des Bundesamtes für das Personal-
management der Bundeswehr, die Auswahlkonferenzen zur Übernahme in das Statusverhältnis eines 
Berufssoldaten pandemiebedingt nicht durchzuführen, für Unmut bei den betroffenen Soldaten. Un-
verändert kritisch bewertet wird die überlange Dauer von gerichtlichen Disziplinarverfahren und die 
damit zusammenhängenden laufbahnrechtlichen Nachteile sowie psychische Belastungen für die 
Soldatinnen und Soldaten. 
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Gesetz zur Änderung des Filmförderungsgesetzes. Die Erhebung der Filmabgabe durch die Film-
förderungsanstalt (FFA) endet nach dem derzeit geltenden Filmförderungsgesetz (FFG) zum 31. De-
zember 2021. Mit dem Gesetz, das wir in zweiter und dritter Lesung verabschieden, wird das FFG in 
weiten Teilen unverändert um zwei Jahre verlängert. Wegen der erheblichen Auswirkungen der Co-
rona-Pandemie auf die deutsche Filmwirtschaft und den hieraus resultierenden Marktverwerfungen 
werden ausschließlich rechtlich und förderpolitisch zwingend erforderliche Änderungen umgesetzt. 
Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die Erhebung der Filmabgabe fortzuführen und das Gesetz in ausge-
wählten Bereichen an aktuelle Entwicklungen anzupassen. 
  
  
Gesetz zur Durchführung der im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik finanzierten Direktzah-
lungen. Im Rahmen der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) soll ab dem Jahr 2023 ein neu-
es System der Direktzahlungen für landwirtschaftliche Betriebsinhaber eingeführt werden, das auf 
die Stärkung von Umwelt- und Klimaschutz abzielt. Deutschland stehen hierfür jährlich rund 4,9 Mil-
liarden Euro an EU-Mitteln zur Verfügung. Die Mittelverwendung soll laut Gesetzentwurf, den wir in 
erster Lesung debattieren, dahingehend angepasst werden, dass unter anderem die Umschichtung 
von der 1. in die 2. Säule der GAP auf 15 Prozent im Jahr 2026 ansteigt. Eine höhere Umverteilungs-
prämie soll für Betriebe bis zu 60 Hektar gewährt werden. Darüber hinaus soll eine ergänzende För-
derung für freiwillige Maßnahmen zum Umweltschutz (sog. Öko-Regelungen) im Umfang von 25 Pro-
zent gewährt werden können. 

Gesetz zur Regelung des Datenschutzes und des Schutzes der Privatsphäre in der Telekommuni-
kation und bei Telemedien. Das Vorhaben, das wir in zweiter und dritter Lesung beschließen, dient 
der notwendigen Anpassung der Datenschutzbestimmungen des Telekommunikationsgesetzes und 
des Telemediengesetzes an die EU-Datenschutz-Grundverordnung. Die einschlägigen Regelungen 
werden in einem neuen Stammgesetz zusammengeführt. 
  
  
Gesetz über die Entschädigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des Soldaten-
versorgungsrechts. Mit dem Gesetz, das wir in zweiter und dritter Lesung abschließend beraten, 
werden die Leistungen infolge einer Wehrdienstbeschädigung von Soldaten neu ausgerichtet. Ziel 
der Neuregelung ist es auch, neben der Schaffung transparenter Anspruchsregelungen eine weitere 
Entbürokratisierung sowie eine Beschleunigung des Verwaltungshandels zu erreichen. Dafür wird die 
vollumfängliche Digitalisierung aller Prozessschritte bereits mitgedacht. Ein weiteres Vorhaben ist 
die Schaffung einer Rechtsgrundlage für die unentgeltliche Beförderung von Soldaten in öffentlichen 
Eisenbahnen. 
  

Zweites Gesetz zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze. In zweiter und 
dritter Lesung beschließen wir ein Gesetz, das Konkretisierungen am Infektionsschutzgesetz vor-
nimmt. Ein zentrales Anliegen ist die Einführung einer Regelung, durch die per Flugzeug nach 
Deutschland Einreisende bereits vor Abflug einen Coronatest vorweisen müssen. Außerdem soll der 
Anspruch auf Versorgung bei Impfschäden für alle gegen COVID-19 geimpften Personen klargestellt 
werden. Die Ausbildung in Präsenz bei praktischen Ausbildungsabschnitten soll auch über dem Inzi-
denzwert von 165 für Hochschulen ermöglicht werden, wenn besonders ausgestattete Räumlichkei-
ten oder Lernumgebungen erforderlich sind. Für Aus- und Fortbildungseinrichtungen von Polizeien 
und Rettungsdiensten werden ebenso wie für einsatzrelevante Aus- und Fortbildungen im Bereich 
der Feuerwehren und des Zivil- und Katastrophenschutzes spezifische Ausnahmen geschaffen. 

Gesetz zur weiteren Stärkung des Anlegerschutzes. In zweiter und dritter Lesung entscheiden wir 
über ein Gesetz, mit dem der Anlegerschutz insbesondere im Bereich der Vermögensanlagen weiter 
verbessert werden soll. Der Entwurf setzt die verbliebenen Punkte aus dem Maßnahmenpaket zur 
weiteren Stärkung des Anlegerschutzes um, welches vor dem Hintergrund der Insolvenz des Contai-
neranbieters P&R vom Finanz- und Justizministerium erarbeitet und im August 2019 veröffentlicht 
wurde. 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs-Quote. In zweiter und dritter Lesung 
beraten wir abschließend ein Gesetz, das europäische Vorgaben umsetzt und die bestehende Ver-
pflichtung zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen von derzeit 6 Prozent schrittweise bis zum 
Jahr 2030 auf 22 Prozent erhöht. Im Zuge dessen werden die derzeit bestehenden Erfüllungsoptio-
nen für Kraftstoffanbieter, wie etwa Biokraftstoffe und Strom, um weitere Möglichkeiten im Bereich 
Wasserstoff und strombasierte Kraftstoffe erweitert. Außerdem wird eine energetische Mindestquo-
te für erneuerbare Flugkraftstoffe ab dem Jahr 2026 eingeführt. 
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Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes – Verbot des Kükentötens. Mit dem vorgelegten Ge-
setz, das wir in zweiter und dritter Lesung verabschieden, wird das Töten von Küken und schmerz-
empfindlichen Hühnerembryonen im fortgeschrittenen Entwicklungsstadium verboten. Damit wird 
das Töten aus wirtschaftlichen Gründen von Küken aus Zuchtlinien, die auf Legeleistung ausgerich-
tet sind, nach dem 31. Dezember 2021 beendet. Durch Forschungsvorhaben, die auch mit öffentli-
chen Fördermitteln aus dem BMEL-Haushalt unterstützt worden sind, ist es gelungen, zunehmend 
praxistaugliche Methoden zu entwickeln, mit denen bereits vor dem Schlüpfen des Kükens sein Ge-
schlecht bestimmt werden kann. Somit können Eier, aus denen männliche Küken schlüpfen würden, 
aussortiert werden, sodass die Tötung dieser Küken entfällt. 
  
  
Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes – Schutz von Versuchstieren. Mit der Gesetzesände-
rung, die wir in zweiter und dritter Lesung beschließen, werden bisher nicht hinreichend umgesetz-
te Aspekte der im Jahr 2013 erlassenen EU-Richtlinie zum Schutz der für wissenschaftliche Zwecke 
verwendete Tiere aufgenommen. Unter anderem wird geregelt, dass Kontrollen von Versuchstierein-
richtungen nach einer Risikoanalyse und ein angemessener Teil der Kontrollen ohne Vorankündigun-
gen erfolgen. 
   
  
Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und des Pflichtversicherungsgesetzes – Ge-
setz zum autonomen Fahren. Das Gesetz, das wir in zweiter und dritter Lesung verabschieden, 
schafft die notwendigen Voraussetzungen, damit Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion im 
öffentlichen Straßenverkehr im Regelbetrieb fahren können – örtlich begrenzt auf vorher festgeleg-
ten Betriebsbereichen. Der Betrieb führerloser Kraftfahrzeuge wird für eine Vielzahl verschiedener 
Einsatzszenarien ermöglicht, ohne einen bestimmten, einzelnen Anwendungsfall vorab abschließend 
zu regeln. So wird einer Vielzahl von unterschiedlichen Mobilitätsbedarfen Rechnung getragen. 

Gesetz über die Bereitstellung flächendeckender Schnellladeinfrastruktur für reine Batterie-
elektrofahrzeuge. In zweiter und dritter Lesung entscheiden wir über ein Gesetz, das die Bereit-
stellung der Grundversorgung mit Schnellladeinfrastruktur im Mittel- und Langstreckenverkehr zum 
Ziel hat. Errichtung und Betrieb von 1.000 Schnellladestandorten werden öffentlich ausgeschrieben. 
Besondere Aufmerksamkeit wird dabei den Bedürfnissen der Nutzer sowie der Berücksichtigung von 
wenig frequentierten Standorten zuteil. 
  
  
Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an vier Auslandsmissionen: 
- an der Multidimensionalen Integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in Mali    

(MINUSMA) und  
- an der Militärmission der Europäischen Union EUTM Mali jeweils in zweiter und dritter Lesung 
- sowie an der internationalen Sicherheitspräsenz in Kosovo (KFOR) und  
- der „United Nations Interim Force in Lebanon“ (UNIFIL) jeweils in erster Lesung. 

III. Daten und Fakten 

Immer mehr Väter beantragen Elterngeld. 2020 haben 462 300 Väter in Deutschland Elterngeld in 
Anspruch genommen, das waren 25 Prozent aller beziehenden Personen. Das ist ein Plus von vier 
Prozentpunkten im Vergleich zum Jahr 2015. Im Vergleich der Bundesländer bezogen Väter aus Sach-
sen mit einem Anteil von 30 Prozent am häufigsten Elterngeld. Berlin folgt an zweiter Stelle mit 
27,7 Prozent. Schlusslicht sind das Saarland (19,1 Prozent) und Bremen (20,7 Prozent). Trotz dieses 
steigenden Trends bleibt die Dauer der Arbeitsunterbrechung von Vätern hinter derer der Mütter 
zurück. Knapp drei von vier Männern planten 2020 mit der minimalen Elterngeldbezugsdauer von 
zwei Monaten, während die meisten Frauen (62 Prozent) für einen Zeitraum von zehn bis zwölf Mo-
naten Elterngeld beantragten.  
(Quelle: Statistisches Bundesamt) 
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